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nicht in gleicher Weiser interessant sein. Wilken war bei aller seiner Tüchtigkeit
als Gelehrter und seinen vielen schätzenswerten Persönlichen Gaben doch kein originell
angelegter Meusch. Wie er selbst in keinem der Kreise, mit denen nns das Buch
bekannt macht, der bestimmende Punkt gewesen ist, so besteht auch die Darstellung
mehr in der Anreihung äußerer Erlebnisse und vieler Namen, als daß der Versuch
gemacht würde, uur das für die Person des Dargestellten in Betracht kommende
zu anschaulichen Bildern zu verarbeiten.

Was sich aus solchen Stoffen machen läßt, zeigt ein Meister in littcratur-
geschichtlicherForschung und Darstellung, Erwin Rohde, in einem dünnen Bändchen:
Friedrich Creuzer und Karoline von Günderode. Briefe und Dichtungen
(Heidelberg, Winter, 1896). So müssen solche Erlebnisse geschildert werden, deren
Träger doch nicht zu den ersten Menschen ihrer Zeit gehören: in den geschichtlichen
Bericht sind die Briefe und Gedichte verflochten, die Personen reden nur das
Nötigste, wo uus ihre Worte nicht mehr fesseln können, nimmt der Erzähler wieder
den Faden in die Hand, und daraus wird ein Bild der Zeit, die sich jeder ver¬
gegenwärtigen kann, der daran Interesse nimmt. Wer Goethes spätere Zeit und
Clemens Brentano kennt, der kennt auch die seine, kluge und zarte junge Stifts¬
dame aus Frankfurt, die sich im Juli 1806 am Ufer des Rheins bei Winkel er¬
dolchte, weil ihr Creuzer hatte abschreiben lassen. Er, ein damals berühmter Ge¬
lehrter, aber in seiner Art mehr ein Dichter, war 1304 von Marburg nach
Heidelberg berufen worden und hatte Karvline gleich darauf kennen gelernt. Seine
eigne Frau hatte ihm versprochen, auf ihn zu verzichten, und so beginnt der geistige
Verkehr zwischen ihm uud Karoline im Austausch an wissenschaftlichen Gedanken
und Liedern, bis ihn eine Krankheit dem Tode nahe führt und er, kaum genesen,
auf Zureden seiner Freunde der Freundin schreiben läßt, daß sie nicht mehr auf
ihn zu hoffen habe. Eine „alte leidvolle Geschichte," sagt der Verfasser und meint,
man könnte sie vergessen sein lassen. Aber eine ganze Litteratur zeigt uns, daß
sich die Geschichte nicht vergessen lassen will. Die Fäden, aus denen sie zusammen¬
gesponnen ist, sind gar zart. Mau kaun nicht gut einzelnes aus dem hübschen
Buche herausheben. Es muß jemand lesend die Stimmung der Zeit uud der fein¬
fühligen Menschen auf sich wirken lassen, und er wird dann außerdem, wenn er
dafür Sinn hat, noch einen Formgennß haben, nämlich den, den eine methodische
Untersuchung gewährt.

Gretna-Green
Das Grvßherzoglich Sächsische Staatsministerium in Weimar (Departement

des Innern und Departement der Justiz) sendet uns nachstehende
Berichtigung

Der in Nr. 4l des diesjährigen Jahrgangs der Zeitschrift „Die Grenzboten"
mit „Gretna-Green" überschriebene Zinssatz wird durch das Großherzoglich S. Staats-
Ministerium in Weimar dahin thatsächlich berichtigt:

Es ist unwahr, daß „die ^ribunAux ü'^poläa" die Ehe des Herrn de Peyronny
und der Frau de Pehronny geborene Biard sür geschieden erklärt haben. Vor den
Gerichten des Großherzogtnms Sachsen-Weimar-Eisenach oder vor dem dem letzteren
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nnd dcm Fürstentum Reuß j. L. gemeinschaftlichen Landgericht Gern, ist überhaupt nie
eine Eheschcidnngssache der Ehelcute de Peyrvunh tierhandelt worden. Hiernach
hatte kein für das Großherzogtum Sachsen-Weimar-Eisenach fuugirender Staats¬
anwalt Gelegenheit, mit der Ehescheidnngssache der Genannten sich amtlich zu be¬
lassen. Auch hat, wie in dem Aufsatz selbst bemerkt wird, eiue Gnadenscheidung
der Ehelente de Peyronny im Großherzogtnm nicht stattgefunden.
^ Die Aufnahme der Frau de Peyronuy in den Grvßhcrzvglich Sächsischen
^tnatsverband ist durch die Staatsbehörde nicht zu dem Zwecke, die Scheidung
der Eheleute de Peyronuy herbeizuführen, bewirkt worden. Gegen eine derartige
Unterstellung spricht der Inhalt der einschlagenden Verhandlungen durchaus.

Die Naturalisation der Frau de Peyronny im Großherzogtum Sachsen wurde,
nachdem diesem Akte die Gemeindevertretung in Apolda (Z 8 Absatz 2 des Reichs¬
gesetzes vom 1. Juni 1870) zugestimmt hatte, vou dcm Großherzoglichen Direktor
des II. Verwaltuugsbczirks verfügt. Durch ein seitens der Kaiserlich Deutschen
'vtschcift i» Paris beglaubigtes Zeuguis war zuvor der die Naturalisation er¬
eilenden Behörde nachgewiesen worden, daß Frau de Peyrouuy dispvsitiousfähig
ar, über ihre Persou, sowie über ihr Vermögen frei verfügen konnte. Somit

^er Vorschrift im 8 8 Ziffer 1 des Reichsgesetzes vom 1. Juni 1870 genügt;
^' ^ustinunnug des Herrn de Peyronuy znr Naturalisation bedürfte es nicht.

Hierzu schreibt uns der Verfasser unsers frühern Aufsatzes:
, /^e thatsächlichen Anführungen in meinem Aufsätze „Gretna-Greeu" beruhen

in ^> " Pariser „Figaro" enthaltenen Bericht über die Verhandlungen
!> ^^öcsse, durch deu die zwischen dem Baron Double und der Fran
^ ^eyronny geschlossene Ehe für nichtig erklärt worden ist. ^ Über diesen Prozeß,
r sogenannte ea.usg eslobrs bildete, haben ohne Zweifel auch in andern
l «Elchen Zeitungen Berichte gestanden. Eine Berichtignug der in den Verhand-
vie,/'/ ^machten und als feststehend angesehenen Anführungen war in den drei-

^ ^."lMn, die seitdem verflossen waren, meines Wissens nicht erfolgt. Die
die ^ "^'ö^'t des Berichterstatters des Figaro kann bei der weiten Verbreitung,
Wäre namentlich auch in Paris selbst hat. keinem Zweifel unterliegen,
ncicbs seinem Bericht eine Ungcnanigkeit vorgekommen, so würde sie unmittelbar
don ^ bmchligt worden sein. Der Irrtum, daß die Ehe der Fran de Peyronny
nnd trjduiiÄux ä'^xoläa geschieden worden sei, mnß bei dem Staatsanwalt
Wel-c " Advokaten, vielleicht anch bei den Nichtern vorhanden gewesen sein.

^rwechslung hierbei zu Grunde liegt, kann ich natürlich nicht aufklären,
il h"t man die der Fran de Peyronny von den Apoldischcn Behörden für

^'^erverhciratnng ausgestellten Bescheinigungen als Beschlüsse der Gerichte
ron, > irrtümlicherweise aus ihnen entnommen, daß die Ehe der de Pcy-

^ >ur geschieden erklärt worden sei.
herbei Einsendung des Anfsatzes war, eine Ansllärnng darüber

ibrer Heimat von Tisch

. wonach die französischen EHZ^nen ^nn sie^ m^^^ ^ uatnMisi^nnd Bett geschieden waren, sich m dem G » ^ ermöglichten, dw ü ne v -
ließen und dadnrch die Eingehung e.ner w d ^) ^er Beruh n g
boten war, weil die frühere Ehe noch ö' At l ^ die Gerichte uht
des Großherzoglichen Staatsminister.nm. g.e ^„ die stau ^che
dabei beieiligt sind , nud daß es em Z )U m ^ >^^^^ h^n- Me d.e
Jnstizbeamten in dem erwähnten P''ö ^ '^"^ ^ e Berichtigung des Groß-Natuv.nsation der Iran de Peyronuy cuthalt
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herzoglichen Staatsministeriums keine befriedigende Auskunft. Wir erfahren nicht,
welche Bedeutung sie in dem strataAönro hat, und sehen namentlich nicht, warnm
gerade Alteuburg das Mekka gewesen ist, das den unglücklichen französischen Ehe¬
frauen als Wallfahrtsort empfohlen wnrde.

In meinem Aufsatze war behauptet: „Ohue Einwilligung ihres Mannes hätte
Etincelle nicht in Weimar natnralisirt werden dürfen." Dagegen heißt es in der
Berichtigung: „Der Zustimmung des Herrn de Peyronuy bedürfte es nicht." Nach
dem Neichsgesetze vom 1. Juni 1870 kann aber eine Naturalisationsurkunde Aus¬
ländern nur erteilt werden, wenn sie nach den Gesetzen ihrer bisherigen Heimat
dispositionsfähig sind, d. h. hier, wenn sie befugt sind, sich im Auslande natnra-
lisiren zu lassen. Die Autoritäten, worauf ich meine Behauptung gestützt habe,
daß den französischen söxaroos clo oorxs eine solche Befugnis nicht zustehe, sind die
Urteile der französischen Gerichte in der bekannten Sache Bibeseo-Bauffremont.

In dem Urteil erster Instanz vom 10. März 1876 heißt es: Huo si Is
clovoir äs eodaditation avant oossö (infolge der Separation äs eorps), ollo (die
separirte Iran) xont so olroisir ollo-moms nn clowieilo söparo, ollo no saurait
oxsresr es clroit cino tont antant czu'il no norterait aueuno attointo cc sa nationalitö;
cjus sxooialowont, ello no xourrait lairo nu ötablissowont on pavs otranZor saus
osxrit äv retour on ävdors clv I'ulltorisatiou maritalo, st rvpuciior aiosi 1a ciuiüito
äo ^ran<?aiso, suivant 1'artiolo 17 cln Locls «zivil; attonclu ciuo äs oo <zmi pröoöclo,
il rösults cins la xrineosso clo IZaullrsmout n'a xu. valablomont aeciuorir, a clolant
clo 1'autorisation clo son wari, la nationalito clo I'1I!tat äo Laxe-^ItenbourZ.

Das Urteil der zweiten Instanz (oour clo ?aris) vom 17. Juli 1376 bezieht
sich ans die Gründe der ersten Instanz (acloptant los motits clos xrowiors Mxos)
nnd fügt n. a. hinzn: (üonsiclörant Mv si ollo (die toinwo söparöo clo oorps) est
ullranoliis Äos clovoiis clo ocwaditatiou, ot si clo oottg lidorto rolativo on ost autoriso
a oouolurs, rossrvos laitos clu clroit clo In ^justieo cl'aoprooior los wotits ot Iss
oirLonstanoos, ciu'sllo a la kaoulto clo elioisir un clomioilo la oü il lui xlait, inomo
on pavs ötran^or, il n'sn rosulto vas, ciu'ollo puisso clo mömo, a son grö, sans
l'autorlsatiou clo sou mari, etncng'or clo uationalitö.

Das Grvßherzogliche Staatsmiuisterium bestreitet nicht meine Behauptung,
daß nach den in der Sache Bibcseo-Bauffremvut ergangneu Urteilen der franzö¬
sischen Gerichte die Frau de Peyronuy nicht befugt gewesen sei, sich ohne Zu¬
stimmung ihres Mauues iu den weimarischeu Staatsverbaud aufnehmen zu lassen.
Es beruft sich dagegen ans ein znm Behufe der Naturalisation der Fran de Peyronuy
beigebrachtes „Zeugnis." Die erste Frage ist, vou wem denn das Zeugnis aus¬
gestellt gewesen ist, dem das Großherzogliche Staatsmiuisterium eine größere
Autorität in Beziehung auf das französische Recht beilege» zu dürfen glaubt, als
den Entscheidungen der französischen Gerichte. Darüber erfahren wir nichts. Es
wird nur gesagt, daß es von der Kaiserlich Deutschen Botschaft in Paris beglaubigt
gewesen sei. Eine solche Beglaubigung mag ein Zeugnis vornehmer erscheinen
lassen, aber auf die Zuverlässigkeit des Juhnlts kann sie doch keinen Einfluß äußern.
Für den Inhalt leistet nur der Aussteller, uud nicht der, der die Unterschrift be¬
glaubigt. Gewähr. Wer hatte deun das Zeugnis ausgestellt? Derartige Bescheini¬
gungen lassen sich bekauutlich, weun, wie hier, genügende Mittel zur Verfügung
stehen, stets ohne große Schwierigkeit beschaffen.

Was stand nun iu dem Zeugnis? Daß Frau de Peyrouny dispositionsfähig sei,
über ihre Person, sowie über ihr Vermögen verfügen könne. Es mag richtig sei»,
daß die Dame ihr Vermögen selbst verwalten und auch über ihre Person insofern
verfügen durfte, als sie ihren Aufenthalt frei wählen nnd in Dienst- oder Engage-
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»>entsverhältnisse treten konnte. Thatsächlich stand sie in einem solchen für sie sehr
einträglichen Verhältnis zum Figaro und zu andern Blättern. Aber über die Frage,
die hier allein interessirt, ob sie sich ohne Einwilligung ihres Mannes in einem
fremden Staate naturalisireu lassen durste, enthält das Zengnis nach den in der
Berichtigung über seinen Inhalt gemachten Angaben nichts. Soviel zur Rechtsfrage.

Wenn man annehmen will, daß die Voraussetzungen, die das Neichsgesetz
Erlangt, für die Naturalisation der Frau dc Peyronuy vorhanden gewesen seien, so be¬
stand damit keine Verpflichtung für die Großherzoglichen Behörden, Frau de Peyronny

Weimarischeu Staatsvcrband aufzunehmen. Hierfür mußten ganz besondre
gründe vorliegen, da eine Ehefrau naturalisirt werden wollte, während ihr Mann
Franzose bleiben sollte. Worin diese bestanden haben, darüber giebt uns die Be¬
richtigung keine Auskunft.

Frau de Peyronny lebte von ihrem Maune getrennt. Sie wollte eine andre
he eingehen und erwirkte zunächst eine söxarMon äo oorxL, Dann wandte sie

> u), um zu erfahren, welche Schritte sie weiter zu thun habe, an eine iiZonoo
Moi'llati<ZllaIo;diese riet ihr, sich in Altenburg naturalisireu zu lassen. Auf diesen

begab sie sich nach — Apolda. nach den Gerichtsverhandlungen in dem Glauben,
diese Stadt in Altenburg liege. Hier erlangte sie die Aufnahme in den

^einiarisclM Staatsverband und ließ sich bald darauf in London mit dem Baron
vd°> fe> es, daß inzwischen eine gerichtliche Ehescheidung erfolgt war

er nicht. Nach der Verheiratung kehrte sie nicht nach Avolda zurück, sondern
» S anscheinend mit ihrem Manne nach Frankreich. Das alles spielte sich in sehr
""zer Z^t «b.

^ , liegen die Thatsachen, wenn nicht etwa noch ein andrer unerklärlicher
zwcif'ls " Pariser Gerichtsverhandlungen vorgekommen ist. Kann es darnach
ralisi ^l) Frau de Peyronny in Avolda nur zu dem Zwecke natu-
zu k " wollte, um von ihrem Manne los oder zu einem andern Manne
den k!""'r"' ^ Gesetze ihres Staates in einer Weise zu umgehen, die von
es . /"^m dieses Staates uicht als zulässig anerkannt werden konnte? Wie ist
mutn ^ den Großherzoglichen Behörden entgangen ist? Die Ver-
als ^' ^ Peyronny einen solchen Zweck verfolgte, lag um so näher,
kniiutt"^ Äcihre vorher der Fall Bibesco-Bauffremont vorgekommen war, der be-
Antr Aufsehen machte. Welche Gründe konnten die Bewilligung des
aiili,-^» ^ de Peyronny auf Aufnahme in den Weimarischen Staatsverband
tund^'l " erscheinen lassen? Hatte man sich nicht nach ihrem frühern Leben er¬
zend obgleich sie noch juug war, auf ihre gläu-
stilli-s ^^""g und ihre großen Einkünfte in Paris verzichten und in Avolda ein
lmw > ^""liches Leben führen wollte? Was betrieb sie sonst in Apolda? Wie
Verba > ° dortiger Aufenthall gedauert, als sie sich in den Weimarischen Staats¬
schein' ""^"'eu ließ, und wie lange blieb sie nachher noch da? Welche Be-

^M'a,en sind ihr von den Behörden ausgestellt wordeu, namentlich für ihre
oerverheiratnng nnd bei ihrem Wegznge von Apolda?

Der ^ r Fragen enthält die Berichtigung keine weitere Antwort als:
«egen^ f der Akten („der einschlagenden Verhandlungen") spricht durchaus da-
Staat'?, ? Aufnahme der Frau de Peyronny in den Großherzoglich Sächsischen
lent, ^ die Staatsbehörde zu dem Zwecke, die Scheidung der Ehe-
^atin ^"""^ herbeizuführen, bewirkt worden sei. Welcher Grund für die

'rcuijntwn ist denn in den Akten angegeben?
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